
Antragstellerin gibt Pumpe und Obstleiter an die Antrags­
gegnerin heraus, die Pumpe Zug um Zug gegen Empfang von 
200 DM. Nach Beratung hat das Kreisgericht G. am 12. Mai 1953 
folgendes Urteil verkündet:

Die Klägerin wird verurteilt, an die Beklagte eine elek­
trische Pumpe mit Zubehör herauszugeben, und zwar Zug 
um Zug gegen Zahlung von 200 DM. Des weiteren wird die 
Klägerin verurteilt, an die Beklagte die 6 bis 8 m lange 
Obstleiter herauszugeben. Die Kosten des Rechtsstreits 
zahlen zu % die Klägerin und die Beklagte zu %.

Auf den Zuruf des Rechtsanwalts der Antragstellerin, daß 
ein entsprechender Antrag doch von keiner Partei gestellt sei, 
Verkündete der Vorsitzende folgenden Beschluß:

Das Urteil wird dahingehend berichtigt, daß das Urteil 
heißen muß: Die einstweilige Verfügung vom 24. Oktober 
1952 bleibt aufrechterhalten und die Kosten des Rechts­
streits werden der Antragsgegnerin auferlegt.

In dem mit Tatbestand und Entscheidungsgründen abge­
setzten Urteil ist nur die Formel des Berichtigungsbeschlusses 
enthalten. Gegen den Berichtigungsbeschluß hat der Rechts­
anwalt der Antragsgegnerin sofortige Beschwerde eingelegt. Er 
steht auf dem Standpunkt, daß eine Berichtigung nicht zu­
lässig gewesen sei. Die sofortige Beschwerde ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Gemäß § 319 ZPO können Schreibfehler, Rech­

nungsfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, 
welche in dem Urteil Vorkommen, jederzeit von dem 
Gericht auch von Amts wegen berichtigt werden. Wenn 
eine solche Berichtigung zulässig ist, darf in dem ab­
gesetzten Urteil nicht einfach die berichtigte Urteils­
formel eingesetzt werden. Es Ast vielmehr die un­
richtige Urteilsformel aufzunehmen und gemäß § 319 
Abs. 2 Satz 2 ZPO der Berichtigungsbeschluß auf dem 
Urteil zu vermerken.

Voraussetzung für eine Berichtigung gemäß § 319 
ZPO ist eine Unstimmigkeit zwischen dem, was das 
Gericht bei Verkündung des Urteils gewollt hat, und 
dem, was es tatsächlich zum Ausdruck gebracht hat. 
Diese Voraussetzung liegt vor, wenn sich z. B. das 
Gericht verrechnet, verschrieben oder versprochen hat. 
Die Voraussetzung für eine Berichtigung gemäß § 319 
ZPO liegt jedoch nicht vor, wenn das Gericht das, was 
es im Urteil ausgesprochen hat, tatsächlich gewollt und 
nur gesetzliche Bestimmungen nicht richtig ange­
wandt hat, so daß infolge falscher Gesetzesanwendung 
unzutreffend entschieden ist. Gegen Entscheidungen, 
die auf Grund unrichtiger Rechtsanwendung ergehen, 
ist nur das Rechtsmittel der Berufung gegeben, gleich­
gültig, ob die unrichtige Rechtsanwendung offen zu­
tage liegt und dem Gericht sofort nach der Urteils­
verkündung auffällt.

Ein Widerspruch zwischen Willen und Ausdruck 
liegt im vorliegenden Palle nicht vor. Das Kreisge­
richt wollte auf Grund der Beratung das, was es ver­
kündet hat, auch wirklich zum Inhalt der Ent­
scheidung machen. Ihm erschien es zweckmäßig, durch 
das Urteil das festzusetzen, was vorher Inhalt einer 
Vergleichsberatung war. Das Gericht hat damit gegen 
§ 308 Abs. 1 ZPO verstoßen. Danach ist das Gericht 
nicht befugt, einer Partei etwas zuzusprechen, was 
nicht beantragt ist. Ein Verstoß gegen § 308 Abs. 1 ZPO 
kann nicht auf dem Wege des § 319 ZPO durch Be­
richtigung wegen offenbarer Unrichtigkeit aus der 
Welt gebracht werden, weil eine solche offenbare Un­
richtigkeit nicht vorliegt. Der Verstoß kann vielmehr 
nur durch das für inhaltlich unzutreffende, unter 
Verstoß gegen gesetzliche Bestimmungen verkündete 
Entscheidungen vorgesehene Rechtsmittel der Berufung 
beseitigt werden.

§§ 317, 625 ZPO; § 2 Abs. 1 VO betreffend die Übertra­
gung von familienrechtlichen Streitigkeiten in die Zu­
ständigkeit der Amtsgerichte vom 21. Dezember 1948.

Das Urteil in Ehesachen ist auch dann von Amts 
wegen zuzustellen, wenn es neben der Entscheidung über 
den Ehestreit auch Entscheidungen über mit ihm ver­
bundene Ansprüche zum Gegenstand hat. Dies gilt auch 
dann, wenn beide Parteien in der Ehesache Rechtsmittel­
verzicht erklärt haben.
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Die Ehe der Parteien ist aus Alleinverschulden des Klägers 

geschieden worden. Der Kläger ist zur Zahlung eines Unter­
haltsbetrages von monatlich 40 DM verurteilt worden. Das

Urteil ist am 21. Februar 1953 dem Prozeßbevollmächtigten 
des Klägers von Amts wegen zugestellt worden.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger bezüglich der Verurtei­
lung zur Unterhaltszahlung Berufung eingelegt, nachdem das 
Urteil bezüglich der Ehescheidung am 20. November 1952 
rechtskräftig geworden ist. Die Berufungsschrift ist am 
30. März 1953 bei Gericht eingegangen.

Aus den G r ü n d e n :
Die Berufung ist formgerecht, aber verspätet einge­

legt. Sie mußte aus diesem Grunde gemäß § 519 b ZPO 
als unzulässig verworfen werden*). Wie sich aus den 
Akten ergibt, ist das Urteil erster Instanz am 21. Fe­
bruar 1953 dem Prozeßbevollmächtigten des Klägers von 
Amts wegen zugestellt worden, so daß die Berufungs­
frist gemäß § 516 ZPO am 21. März 1953 ablief. Die Be­
rufung ist jedoch erst am 30. März, also verspätet, bei 
Gericht eingegangen.

Wenn der Kläger ausführt, daß die Zustellung des 
Urteils mit Rücksicht auf die Verurteilung zur Zahlung 
von Unterhalt gemäß § 317 ZPO am 2. März 1953 von 
Anwalt zu Anwalt erfolgt sei und auf Grund dieser 
Zustellung die Berufungsfrist erst am 2. April 1953 ab­
liefe, so ist doch zu beachten, daß für die mit der Ehe­
sache verbundenen Klagen das normale Amtsgerichts­
verfahren maßgebend ist und infolge der Verbindung 
der Ehescheidung mit Unterhaltsklagen gewisse, an sich 
nur für den Eheprozeß geltende Vorschriften auch auf 
diese vermögensrechtlichen Klagen Anwendung finden 
müssen. Beispielsweise bringt die Durchführungsverord­
nung vom 17. Mai 1949 in § 6 Abs. 2 eindeutig zum Aus­
druck, daß ein Versäumnisurteil gegen den Verklagten 
insoweit unzulässig ist, als es sich um eine mit der Ehe­
sache gemäß § 2 Abs. 1 der VO vom 21. Dezember 1948 
verbundene Klage handelt. Unterliegt also die mit der 
Ehesache verbundene Unterhaltsklage den verfahrens­
rechtlichen Vorschriften des Ehescheidungsprozesses, so 
ist auch das Urteil über einen vermögensrechtlichen 
Anspruch nach § 625 ZPO im Gegensatz zu § 317 ZPO 
von Amts wegen zuzustellen, ungeachtet dessen, daß 
beide Parteien in der Ehesache Rechtsmittelverzicht er­
klären. Im gleichen Sinne hat sich auch bereits die An­
leitung des seinerzeitigen Chefs der Deutschen Justiz­
verwaltung vom 11. Juni 1949 ausgesprochen.

Für den Senat war daher die Zustellung des Urteils, 
die von Amts wegen erfolgt war, für die Berechnung 
der Berufungsfrist maßgebend.

(Mitgeteilt von Gerhard H ö h n e ,  
Sachbearbeiter beim KrG Ilmenau)

§§ 829, 835 ZPO.
Zur Wirksamkeit eines ursprünglich abgeänderten, 

durch späteren Beschluß aber wiederhergestellten 
Pfändungsbeschlusses ist die Zustellung des Wieder­
herstellungsbeschlusses an den Drittschuldner erfor­
derlich.

Stadtgericht Berlin, Beschl. vom 3. Juni 1953 — 2 T 
28/53.

Die Antragstellerin verlangt mit ihrer Klage, für die sie 
einstweilige Kostenbefreiung beantragt, 811,24 DM von der An­
tragsgegnerin als Drittschuldnerin mit der Behauptung, diese 
habe diese Summe auf Grund der von ihr durchgeführten 
Gehaltspfändungen ihres bei der Antragsgegnerin bis 6. März 
1953 beschäftigt gewesenen geschiedenen Ehemannes zu Un­
recht nicht abgeführt.

794,93 DM werden verlangt auf Grund eines Unterhalts-Pfän- 
dungs- und Überweisungsbeschlusses vom 8. Mai 1952. Dieser 
Beschluß wurde zweimal, am 23. Juli 1952 und 6. August 1952, 
zugunsten des Schuldners abgeändert. Nach dem letzten Be­
schluß vom 6. August 1952 waren ab sofort nur noch 100 DM 
laufender Unterhalt als gepfändet anzusehen. Diese beiden Ab­
änderungsbeschlüsse sind auf die Erinnerung der Gläubigerin 
vom Kreisgericht durch Beschluß vom 27. September 1952 wie­
der aufgehoben worden. Die Antragsgegnerin hat bis zum 
Ausscheiden des Schuldners auch nach Erlaß des Beschlusses 
vom 27. September 1952 die abzuführenden Beträge auf Grund 
des Beschlusses vom 6. August 1952 errechnet. Hätte sie nach 
dem Beschluß vom 28. Mai 1952 bzw. 27. September 1952 er­
rechnet, hätte sie 794,93 DM mehr abführen müssen. Der Streit 
zwischen den Parteien geht um die Wirksamkeit des Beschlus­
ses vom 27. September 1952 der Drittschuldnerin gegenüber.

Aus den G r ü n d e n :
Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse bedürfen 

grundsätzlich zu ihrer Wirksamkeit gemäß §§ 829, 835

•) Entscheidungen auf Grund von § 519b ZPO ergehen in der 
Regel ln Form eines Beschlusses. Die Red.

629


